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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.2017
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Ende November 2017 |6ste ein Artikel in der Zeitung Le Temps Uber Yannick Buttet (cvp,
VS) eine Debatte aus, mit der die aktuellen Diskussionen um #metoo - ein Kirzel, das
im Rahmen der Anklage gegen den US-amerikanischen Filmproduzenten Harvey
Weinstein aufgekommen war und auf sexuelle Beldstigung und sexuelle Ubergriffe
aufmerksam machen will - auch in Bundesbern virulent wurden und die letztlich zur
Demission des Walliser Nationalrats fuhrten.

Le Temps berichtete, dass gegen Buttet eine Klage wegen Stalking eingereicht worden
sei. Er habe eine Frau, mit der er eine aussereheliche Beziehung gehabt habe, seit dem
Ende dieser Beziehung Uber ein Jahr lang mit Sprachnachrichten und Telefonanrufen
eingedeckt. Als er sie an ihrem Wohnort aufgesucht habe, habe die Frau die Polizei
gerufen, die Buttet im Garten der ehemaligen Geliebten verhaftet habe.

Buttet bestritt die Vorwurfe nicht. Eine Ehekrise habe sein Verhalten beeinflusst und er
entschuldige sich bei all jenen, «que jai pu blesser involontairement» (Le Temps).
Anlass zu den Diskussionen gaben allerdings weniger das Privatleben von Buttet und der
Stalking-Vorwurf - auch wenn zahlreiche Medien dem als wertkonservativ bezeichneten
CVP-Vizeprasidenten, der sich flr ein traditionelles Familienbild einsetze, Heuchelei
vorwarfen («Ausgerechnet der Saubermann» titelte etwa der Tages-Anzeiger). Eine
Debatte I6sten vielmehr die von Le Temps in Bundesbern eingeholten Reaktionen
verschiedener Politikerinnen und Journalistinnen auf die Affare Buttet aus: Buttet habe
«des pulsions sexuelles incontrolées»; wenn er trinke, andere sich seine Persdnlichkeit:
«|l se comporte mal et il a des gestes déplacés»; «il va trop loin et il ne connait plus de
limites», gaben die befragten Frauen zu Protokoll. Gar von «dérapages choquants» war
die Rede. «Si tu couches, je vote pour ta motion» sei einer Parlamentarierin angeboten
worden. Die Interviewten wollten allerdings anonym bleiben. Sie mussten um ihre
Karriere flrchten, wenn sie sich 6ffentlich dussern wdrden. In der Folge nahm die
Deutschschweizer Presse den Fall auf und weitete ihn aus. Anscheinend wisse nicht nur
Buttet nicht, wo die Grenzen seien. Mehrere Parlamentarierinnen kamen zu Wort und
berichteten Uber «unangebrachte Gesten, die sie wirklich dariiber nachdenken lassen,
wohin sie gehen oder ob sie es noch wagen, mit gewissen Personen den Lift zu
nehmen» (Céline Amaudruz; svp, GE), Uber «sexistische Spriiche>» (Yvonne Feri; sp, AG)
oder gar Vergewaltigungsdrohungen in Kommissionssitzungen (Maria Roth-Bernasconi;
sp, GE). Viele Parlamentarierinnen erhielten Bemerkungen zu ihrer Kleidung, ihrem
Make-Up, ihren Beinen, ihren Brlsten; viele wissten nicht, wie sie reagieren sollten,
wirden resignieren und versuchten, damit zu leben.

Maya Graf (gp, BL) forderte als Présidentin des Frauendachverbandes Alliance F eine
Meldestelle fur Parlamentsmitglieder, bei der sexuelle Belastigung gemeldet werden
konne. Sexismus gehore leider immer noch zur Tagesordnung; das sei im Parlament
nicht anders. Freilich gab es auch Stimmen, die ein Sexismus-Problem im Bundeshaus
als «Blédsinn» bezeichneten (Verena Herzog; svp, TG) und keinen Handlungsbedarf
sahen. Um gewahlte Nationalratin zu sein, misse man stark und durchsetzungsfahig
sein und kénne sich wohl zur Wehr setzen, befand Andrea Gmur (cvp, LU). Natalie Rickli
(svp, ZH) warnte davor, nun gleich alle Manner im Bundeshaus unter Generalverdacht zu
stellen. Auch Kathrin Bertschy (glp, BE) betonte im Tages-Anzeiger, dass sich die grosse
Mehrheit der mannlichen Kollegen auch bei informelleren Anléssen, in denen Alkohol
fliesse, «normal und anstéandig» verhalten wirde. Wie Uberall gebe es aber auch hier
«ein paar Typen, die enthemmter sind und die Grenzen nicht kennen.»

Wie ambivalent die Debatte um #metoo ist und wie schwierig es eben ist, sich zu
wehren, zeigten die Auseinandersetzungen um die Anschuldigungen von Céline
Amaudruz zu den unangebrachten Gesten und ihren Bedenken, mit gewissen Personen
den Lift zu benutzen. Nachdem der Sonntags-Blick kolportiert hatte, dass ihre
Andeutung wohl Buttet gegolten haben musse - der Walliser soll sie beim Apéro nach
der Wahl von Ignazio Cassis in stark angetrunkenem Zustand belastigt haben -, wurde
die Genferin laut Medien in ihrer Fraktion von Adrian Amstutz (svp, BE) heftig kritisiert.
Sie schade der Partei und allen Parlamentariern, wenn sie Ausserungen mache ohne
konkret zu werden und Namen zu nennen. Laut Sonntags-Blick habe die Genferin
darauf unter Trénen das Fraktionszimmer verlassen. In seinem Editorial in der
Weltwoche doppelte Roger Képpel (svp, ZH) nach: Das Klima im Bundeshaus sei
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«sexismusfeindlich», Ménner stinden unter Generalverdacht. Und weiter: «Eine
Politikerin, die ich noch nie ohne kurzen Rock oder hautenge Bluse gesehen habe,
beschwert sich, sie widrde mit gewissen Herren niemals in den Lift steigen.» Das
Problem sei, so die Tribune de Genéve, dass Frauen von Opfern zu Taterinnen gemacht
wirden - auch im Bundeshaus. Die <«manipulierende Wirkung der medialen
Offentlichkeit» - so die Wochen-Zeitung - sei vor allem fiir Frauen verheerend, denen,
wenn sie eine Anschuldigung vorbrachten, eine mediale Hetzjagd und die Ausleuchtung
ihres Privatlebens drohe: «Kann eine Situation juristisch nicht eindeutig geklart werden,
bleibt die Geschichte vor allem an der Frau kleben. Sie kriegt den Schlampenstempel
aufgedruckt.»

Buttet wurde kurz nach Bekanntwerden der Anschuldigungen von seinem Amt als CVP-
Vizepréasident suspendiert. Einen Rucktritt als Nationalrat schloss Buttet vorerst
allerdings aus, auch wenn sich gar CVP-Bundesratin Doris Leuthard in die Debatte
einbrachte. Falls die Vorwurfe korrekt seien, habe Herr Buttet ein Problem, sagte die
Magistratin bei einem TV-Interview: «Alle diese Herren, die sich nicht zu benehmen
wissen, nerven mich [...]. In der Politik ist das inakzeptabel», wurde das Interview bei
RTS im Blick zitiert. Rund flinf Tage nach Bekanntwerden des Stalking-Vorwurfs liess
sich Buttet krank schreiben. Er wolle eine Kur beginnen, um sein Alkoholproblem in den
Griff zu kriegen, liess er Uber seinen Anwalt verkiinden. Damit vermied er eine geplante
Anhoérung durch die Parteileitung. CVP-Prasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) nahm in der
Folge vor der Presse Stellung. Buttets Verhalten sei in der Tat inakzeptabel, aber auch
fur ihn gelte die Unschuldsvermutung.

Freilich wurden nicht nur die Rucktrittsforderungen, sondern auch die Forderungen
nach einem Parteiausschluss lauter. Insbesondere nachdem in Le Temps sechs weitere
Frauen zu Wort gekommen waren, die detailliert sexuelle Belastigungen von Buttet
beschrieben, und nachdem bekannt wurde, dass die Walliser Staatsanwaltschaft ein
Verfahren wegen Notigung eingeleitet hatte. Ohne mit seiner Partei das Gesprach
gesucht zu haben, zog Buttet wohl auch deshalb die Reissleine und gab am Sonntag, 18.
Dezember 2017 seine Demission als Nationalrat bekannt. Er erklarte via Communiqué,
im Interesse der CVP und seiner Familie zurlckzutreten. Er wolle sein Umfeld schitzen
und die notwendige Ruhe flr den Heilungsprozess von seiner Alkoholabhéangigkeit
schaffen. Fur Buttet, der Gemeindepréasident von Collombey-Muraz (VS) blieb, rutschte
Benjamin Roduit (cvp, VS) in den Nationalrat nach.

Eine rasche Reaktion auf die Debatten zeigten die beiden Ratsprasidien. Karin Keller-
Sutter (fdp, SG) und Dominique de Buman (cvp, FR) fassten eine «Lex Buttet» (Blick) ins
Auge. Sexuelle Belastigung musse verurteilt werden und gegen sie sei «mit aller
Entschiedenheit»  vorzugehen, so die  Sténderatsprésidentin und der
Nationalratsprasident in einem gemeinsamen Communiqué. Mitte Dezember legte die
Verwaltungsdelegation in Absprache mit den Rats- und den Fraktionsprasidien dann ein
Dokument vor, in dem den Parlamentsmitgliedern geraten wurde, sich bei sexueller
Belastigung klnftig an die Fraktionsspitzen oder eine externe Beratungsstelle zu
wenden. Das Dokument hielt zudem den Unterschied zwischen einem Flirt und
sexueller Belastigung fest, wie er auch im Ratgeber fur Arbeitnehmende des Bundes
vermerkt ist: Ein Flirt sei «aufbauend», «von beiden Seiten erwlnscht» und l6se
«Freude aus», wahrend sexuelle Belastigung «erniedrigend», «von einer Person nicht
erwlinscht» sei und «Arger» ausldse. Mit diesem Dokument drifte die Debatte ins
Lacherliche ab, bedauerte Natalie Rickli, als «fausse bonne idée» bezeichnete Doris
Fiala (fdp, ZH) das Unterfangen laut Tages-Anzeiger. Leider mache man nur noch Witze,
wenn man «wie Schulbuben» behandelt werde, obwohl es bei Stalking und sexuellen
Belastigungen um wichtige Themen ginge. Géraldine Savary (sp, VD) befand es hingegen
flr ndtzlich, in Erinnerung zu rufen, «was normal sein sollte, es aber offenbar nicht flr
alle ist». Es sei gut darlber zu reden, weil das vor allem den Frauen helfe, sich bewusst
zu werden, dass man Grenzen setzen durfe und musse, gab sie dem Tages-Anzeiger zu
Protokoll.

Einige Medien reflektierten ihre eigene Rolle in der Affére: Buttets Karriere ende, bevor
erwiesen sei, ob und was er sich zuschulden habe kommen lassen - so etwa die Basler
Zeitung. Die Unschuldsvermutung habe keinen Wert mehr und in den letzten drei
Wochen habe eine «veritable Hetzjagd» mit zahlreichen anonymen Beschuldigungen
stattgefunden. Nur eine Frau habe aber genug Rulckgrat gehabt, Buttet anzuzeigen,
seine ehemalige Geliebte. Die «tolérance zéro» sei zur Norm im Parlament geworden,
urteilte die Tribune de Genéve und stellte einen Vergleich mit dem Rucktritt von Jonas
Fricker (gp, AG), dem Wirbel um ein aussereheliches Kind von Christophe Darbellay (VS,
cvp) und der Affare um Geri Miller (gp, AG) her. Jemand mache einen Fehler, es komme
zu einem Mediengewitter und zu grossem politischen Druck, dem nur noch durch einen
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Rlcktritt begegnet werden kénne. Man musse sich fragen, ob die immer schneller
agierenden Medien Meinungen abbildeten oder selber formten. Sie hatten auf jeden
Fall die Macht, zu definieren, was moralisch vertretbar sei. Die Vermischung von
privatem und offentlichem Leben nehme zu. Man misse freilich unterscheiden
zwischen moralischen und strafrechtlichen Verfehlungen - so die Tribune de Geneéve.

Mitte August 2018 wurde bekannt, dass Buttet wegen No&tigung und unrechtmaéssiger
Aneignung zu einer Geldstrafe auf Bewahrung verurteilt worden war. Er selber
bezeichnete die damals publik gewordene Verhaftung laut der NZZ als Resultat einer
politischen Verschwoérung. Er Uberlege sich, im Herbst 2019 fur den Standerat zu
kandidieren. '

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

«Der Bundesrat will fir einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem 16sen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalratlichen Debatte zur Erhohung des Steuerabzugs von Kosten fiir die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Friihjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkréfte-Initiative den Steuerabzug fir externe
Kinderbetreuung zu erhéhen, um so fur Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern starker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden kénnten. Das
beschréankte  Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend - diese reichten folglich weiterfihrende
Vorschlage ein.

Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rlckweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem fur Kinder einrichten, durch das
Familien unabhangig von Lebensform und Einkommen fir jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzlge sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
kénne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshéhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen flr Eintreten aus.

Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungspléatze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstitzung erhielten und die vollstandigen
Betreuungstarife bezahlen mussten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmutter begrenzt
wirde. Dadurch kénne Uberdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die Uberdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
kénnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Griinen
Unterstitzung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabziige gewahre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Losungen gefunden hatten,
wirden  so  diskriminiert.  Darum  schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewahren, wenn keine direkten Kosten
anfielen. Diese Losung - geméss Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft - fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Halfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt.

In eine ahnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabztige, also unabhéngig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'5600
auf CHF 10'000 erhéhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden kénne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die hdheren Kinderabzige.

In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) fur die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Griinen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern. ?

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.01.2020
ANJA HEIDELBERGER

In jeweils vier Sitzungen bereinigten National- und Stdnderat das Bundesratsgeschaft
Uber die steuerliche Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten. Die beiden
Rate konnten sich in der Frage, ob der Kinderabzug bei den direkten Bundessteuern
pro minderjahrigem oder in schulischer Ausbildung stehendem Kind von CHF 6'500 auf
CHF 10'000 erhéht werden soll, bis zum Ende des Differenzbereinigungsverfahrens
nicht einigen: Der Nationalrat beflurwortete die entsprechende Erhdéhung, wobei die
Zustimmung zwischen den Behandlungen von 98 zu 90 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
auf 126 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stieg. Die FDP-Liberale-Fraktion hatte
dazwischen vom gegnerischen ins Beflrworterlager des erhéhten Abzugs gewechselt.
Beat Walti (fdp, ZH) erklarte, man kénne zu diesem Punkt stehen, da er als Konter gegen
einen Abzug von CHF 25'000 fur alle Familien ohne Erwerbserfordernis ins Gesetz
aufgenommen worden sei. Im Grundsatz sei es auch nicht falsch, die Familien
steuerlich zu entlasten. Die SP-, die Grine und die GLP-Fraktion lehnten die
Anderungen bis zum Schluss ab. Sie komme vor allem Familien mit hohen Einkommen
zugute, kritisierte zum Beispiel Prisca Birrer-Heimo (sp, LU). Zudem schrénke sie den
Handlungsspielraum fir Massnahmen ein, die wirkungsvoller und effizienter wéren,
legte Kathrin Bertschy (glp, BE) das Hauptargument fir die grinliberale Ablehnung dar.
Diese Argumente dominierten auch das Differenzbereinigungsverfahren im Standerat.
Kurz vor dessen erster Behandlung des Geschéafts hatte die WAK-SR gemass ihrem
Sprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) ihre Position gedndert: Da das Bundesratsgeschéft
zur Abschaffung der Heiratsstrafe kurz zuvor an die Kommission zurlckgewiesen
worden sei, wodurch man zwar einerseits Geld spare, aber andererseits die Ehepaare
vorerst nicht unterstutzen kénne, wolle man wenigstens die Kinderzulagen erhéhen.
Der Standerat sprach sich jedoch mit 22 zu 21 Stimmen und mit 23 zu 20 Stimmen
zweimal fur Minderheitsantrage auf Festhalten aus. Die folglich notwendig gewordene
Einigungskonferenz empfahl die Position des Nationalrats mit 19 zu 7 Stimmen zur
Annahme, eine Minderheit Birrer-Heimo sprach sich fur die Abschreibung der
gesamten Vorlage in dieser Form aus. Ihr Antrag war jedoch im Nationalrat wie erwartet
chancenlos: Mit 124 zu 55 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stimmte die grosse Kammer der
Vorlage erneut zu. Im Standerat stellte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag
auf Ruckweisung an die Kommission als Alternative zum Abschreibungsantrag. Die
Kommission solle die «finanziellen und verteilungspolitischen Folgen auch im
Quervergleich der Steuervorlagen unter Einbezug der Kantone» abkléren;
Finanzminister Maurer versprach eine Auslegeordnung bis zur Wintersession. Der
Sténderat lehnte jedoch den Ordnungsantrag mit 23 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
ab und stimmte schliesslich dem Antrag der Einigungskonferenz mit 21 zu 20 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) &usserst knapp zu. Somit setzte sich der Nationalrat mit seiner
Version durch. Die Schlussabstimmungen waren nur noch Formsache, mit denselben
Allianzen wie zuvor nahmen der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 62 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und der Stdnderat mit 25 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Damit
war das Geschéft jedoch noch nicht vom Tisch: SP-Fraktionschef Nordmann (sp, VD)
kiindigte noch vor der Schlussabstimmung an, dass seine Partei ein weiteres Mal das
Referendum «gegen eine verfehlte steuerpolitische Vorlage» ergreifen werde. °

Wie angeklindigt begann die SP kurze Zeit nach der parlamentarischen Schlussberatung
mit der Unterschriftensammlung fiir das Referendum gegen die Erhohung des
Kinderabzugs. Die Partei wehrte sich dagegen, dass zukilnftig CHF 10'000 statt wie
bisher CHF 6'500 pro Kind von den Steuern abgezogen werden kénnen. Von diesem
«Reichenbonus» wirden Alleinerziehende respektive Eltern mit zwei Kindern erst ab
einem Jahreseinkommen von CHF 100'000 respektive CHF 120'000 profitieren, den
Maximalbetrag erreiche man erst ab CHF 200'000 respektive 300'000, betonten
Exponentinnen und Exponenten der Partei. Bei einem Jahreseinkommen von CHF
100'000 zahle man jahrlich CHF 90 bis 210 weniger Steuern, bei einem Einkommen von
CHF 150'000 CHF 168 bis 490 weniger und ab einem Einkommen von CHF 200'000 CHF
910. So kamen entsprechend 70 Prozent der Entlastung den 15 Prozent der Familien mit
den hochsten Einkommen zu Gute. «Die, die jetzt entlastet werden, merken nicht
einmal, dass sie entlastet werden», kritisierte etwa Anita Fetz (sp, BS) die Massnahme.
Stattdessen kénnten fur dieselben Kosten von CHF 350 Mio. die Pramienverbilligungen
um Uber 10 Prozent aufgestockt werden. Dieser Kritik hatte Finanzminister Maurer in
der Parlamentsdebatte beigepflichtet: 85 Prozent aller Familien wirden kaum oder gar
nicht von der Anderung profitieren. «Das ist eine Steuerentlastung fiir héhere
Einkommen. Das kann man wollen, aber dann darf man das nicht als Familienvorlage
verkaufen», betonte er. Diese Kritik liess Beat Walti (fdp, ZH) gegenlber der NZZ nicht
gelten: Zwar profitierten die Familien von Gutverdienenden von dieser Anderung, sie
bezahlten aber auch den Grossteil der Steuern - 44 Prozent der Familien mit Kindern
bezahlen keine Bundessteuer - und trigen dadurch eine erhebliche Abgabenlast mit
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einer Grenzbelastung gegen 50 Prozent. Wenn man schon die Progression nicht &ndern
kénne, misse man halt die Abzlige erhdhen.

Mit dem Hauptargument des «Reichenbonus» machte sich die SP Schweiz zusammen
mit den Grlinen an die Unterschriftensammlung. Unterstitzt wurden sie geméass Medien
ab Ende November von einem liberalen Nein-Komitee - hauptsachlich bestehend aus
Mitgliedern der GLP und einzelnen Jungfreisinnigen. Dieses kritisierte die Erhéhung des
Kinderabzugs als «Herdpréamie» oder als «Konkubinatsstrafe». Ursprlinglich habe die
Vorlage dazu gedient, die Arbeitsanreize fir gutverdienende Frauen zu erhdéhen.
Dadurch dass nun die Kinderabzlige aber flr alle Familien erhéht wirden, wirden die
Arbeitsanreize von Frauen mit mehreren Kindern verringert, kritisierte etwa Kathrin
Bertschy (glp, BE) die Anderung. Durch die Unterstiitzung von Einverdiener-Haushalten
- neben anderen Haushaltsformen - wdirde auch ein konservatives Familienbild
gestarkt. Unterstutzung erhielten die Referendumsfihrenden dabei auch von Avenir
Suisse. Deren Forschungsleiter Marco Salvi betonte gegenlber der Presse, dass ein
Zielkonflikt zwischen finanzieller Entlastung der Familien und Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bestehe und diese Vorlage nur wenig zur Starkung
der Vereinbarkeit beitrage - und allenfalls sogar kontraproduktiv sei. Die Experten der
Steuerverwaltung erwarteten gemass Medien aufgrund sich gegenseitig aufhebender
Effekte auch «keinen nennenswerten Einfluss» auf die Arbeitsanreize von
Zweitverdienenden.

Zwar zeigten sich auch die Kantone nicht erfreut Uber die Vorlage, zumal sie diese CHF
70 Mio. pro Jahr kosten wirde, ohne dass sie zuvor in einer Vernehmlassung die
Méglichkeit gehabt hatten, ihre Meinung zu der Erhdhung der Kinderabzlge kundzutun.
Dennoch wollten sie sich nicht an einem Referendum beteiligen.

Am 14. Januar 2020 reichte die SP nach eigenen Angaben 60'000 beglaubigte
Unterschriften ein, was die NZZ als «Machtdemonstration» der Partei verstand, die
«scheinbar mihelos» ein Referendum zustandegebracht habe. Parteiprésiedent Levrat
(sp, FR) betonte denn auch gegenlber dem Blick, dass man das Referendum aus
eigener Kraft zustande gebracht habe. Ende Januar bestétigte die Bundeskanzlei das
Zustandekommen des Referendums mit 53'088 giiltigen Unterschriften.

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, Uber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Mérz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgeflihrte
Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'500 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabzlgen?¢ Zur Beantwortung dieser Frage
stutzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Befurworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fur den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fir
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegenliber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nutze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kdmen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wahrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wurden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausfallen betroffen wéaren, berlcksichtigt wirden, betonte Uberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Bericksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfalle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbuchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefliihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Héhe seines persdnlichen
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steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatséchliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Beflirworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabzlge im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegenliber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fir Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fiir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg lUber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhdhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Haberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhangig der Betreuungsform entlastet wirden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien flr die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kénne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gébe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstltzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzlge, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhdhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukinftig weniger Geld fir andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabziigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen fihren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wirde, weil kein Geld mehr vorhanden wére. Verstérkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Befurwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
ursprungliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Ergdnzung der Kinderabziige geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhdhung der
Kinderabzuge die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstatigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
stérkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems fir Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
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gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «flr alle moglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezlglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflrworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstitzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere fur die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekampft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Stéanderat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalratin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kdmpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fir arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fur das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzlge aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflurworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, storten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhaltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbande nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fir die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom F&g und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit funf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflurworteten, zurtckgefuhrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grinen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
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Termin gemass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer (ber die
steuerliche Berucksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevoélkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzdsischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
landlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die personliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wiirde in der Romandie stéarker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Stdnderatin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fir den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenpramien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhéhung des
Kinderabzugs auch die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grlne-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Lésungen, die sich fur
die Mehrheit der Bevolkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 164'415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Familienpolitik

En décembre 2013, le groupe vert'libéral, par I'intermédiaire de son oratrice Kathrin
Bertschy (pvl, BE) avait déposé une initiative parlementaire visant a garantir I'égalité
pour toutes les formes d'union. Le texte prévoit un ajout d'alinéa dans la constitution,
qui rendrait le mariage, le partenariat enregistré ainsi que le concubinat égaux devant la
loi. Le groupe vert'libéral estime que la constitution se doit d'avoir une position neutre
face a I'état civil des citoyens. Si ces différentes formes d'union engendrent des
différences de traitement en droit privé, comme par exemple en droit matrimonial,
successoral et contractuelle, les différences en matiere de droit public, notamment au
niveau fiscal et des assurances sociales ne sont selon les verts libéraux plus
acceptables. La CAJ-CN a recommandé a 12 voix contre 9 de ne pas donner suite a
I'initiative. La chambre basse a suivi sa commission, en refusant I'initiative par 111 voix
contre 68 et 9 abstentions. Les raisons de ce refus concernent principalement la peur
de voir le mariage réduit a un simple rituel et affaibli en tant qu'institution ainsi que la
difficulté de définir juridiquement le concubinat.

Lors de la session d'été 2017, le Conseil national a rejeté trois postulats des députées
Schmid-Federer (15.3722), Bertschy (15.3768) et Quadranti (15.3680), demandant tous
une analyse colits/bénéfices des modéles de congé parental. A chaque fois, la
chambre basse a suivi I'avis du Conseil fédéral. En effet, un rapport du 30 octobre 2013
remplit dans les grandes lignes les requétes des différentes députées, rendant
dispensable la rédaction d'une nouvelle étude. ’

En septembre 2017, le conseil national a refusé d'entrer en matiére sur une initiative
parlementaire de la députée Bertschy (pvl, BE) demandant un congé parental de 14
semaines pour chacun des parents a condition que tous deux travaillent. Le projet
prévoyait une modification du régime des allocations pour perte de gains (APG) afin que
|'actuel congé maternité soit complété par une allocation de paternité de 14 semaines
au maximum, a condition que les deux parents exercent une activité lucrative. La
Commission de la sécurité sociale et de la santé publique (CSSS-CN) s'était prononcée
en défaveur de l'initiative, avancant d'une part les colts élevés que cela engendrerait
pour I'économie, notamment pour les cotisations salariales et d'autre part le nombre
important d'objets parlementaires allant dans le méme sens que I'initiative Bertschy,
comme par exemple l'initiative populaire "Pour un congé paternité raisonnable - en
faveur de toute la famille". Le rapport de force de la commission était de 13 voix contre
9. Au Conseil national, les mémes arguments ont prévalu. Le camp du pour avait
cependant avancé I'aspect incitatif qui distingue cette initiative des autres. En effet, le
congé paternité de 14 semaines est dépendant d'une activité lucrative, ainsi, les deux
parents qui aprés le congé parental se remettent au travail a plein temps vont pouvoir
contribuer a son financement par leurs impdts et consommation plus élevés. Cet
argument, ainsi que celui de |'égalité des sexes et de la nécessité pour les femmes de
pouvoir se remettre a exercer une activité lucrative au taux ou elles le souhaitent apres
un congé maternité n'ont pas suffi, puisque l'initiative a été refusée par 124 voix contre
65, avec une abstention. Les partisans étaient a trouver dans les rangs du PS, des
Vert.e.s, des Verts'libéraux et du PBD. ®

In der Herbstsession 2019 widmete sich der Nationalrat als Erstrat der Revision des
Bundesgesetzes iiber die Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und
Angehdrigenbetreuung. Die Eintretensdebatte wurde von den beiden
Kommissionssprechern Christian Lohr (cvp, TG) und Philippe Nantermod (fdp, VS)
eroffnet. Zur Verbesserung der Situation von pflegenden Angehdrigen seien vier
zentrale  Massnahmen  vorgesehen: Eine Neuregelung  der  kurzzeitigen
Arbeitsabwesenheit zur Betreuung von Angehdrigen, ein Betreuungsurlaub von 14
Wochen fur Eltern schwer beeintrachtigter Kinder, die Gewéahrleistung des Anspruchs
der Hilflosenentschéadigung der IV von Kindern wahrend eines Spitalaufenthaltes und
schliesslich die Ausweitung des Anspruchs auf Betreuungsgutschriften der AHV auf
weitere pflegende Personenkreise. In ihren Antréagen habe die SGK-NR versucht, ein
Gleichgewicht zwischen den Bedurfnissen der pflegenden Angehdrigen und dem
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finanzpolitisch Machbaren zu finden, und sich stark an den Vorschlédgen des Bundesrats
orientiert, so die beiden Kommissionssprechenden.

Eine Minderheit Herzog (svp, TG) erachtete den Handlungsbedarf bezlglich der
Angehdrigenpflege als nicht gegeben und beantragte daher Nichteintreten. Wie Verena
Herzog im Ratsplenum fir die Minderheit und zugleich fir die SVP-Fraktion
argumentierte, solle die vorliegende Problematik auf betrieblicher Ebene mit
freiwilligen, individuellen Losungen angegangen werden, da diese zumal haufig
grosszugiger ausfallen wlrden. Bereits heute bestehe zudem eine Pflicht fir die
Arbeitgebenden, Eltern und Partnerinnen und Partnern von betroffenen Eltern bei
entsprechender ausgewiesener Notwendigkeit bis drei Tage frei zu geben. Mit der
neuen Regelung sei aber unklar, welche Personen zuséatzlich ebenfalls davon profitieren
konnten. Diese Regelung bringe stattdessen hohe direkte und indirekte Kosten fur die
Unternehmen mit sich und stelle eine Gefahr fur einvernehmliche Losungen dar. Mit
dieser Einschatzung stand die Fraktion allerdings weitgehend alleine da: Es sei wichtig,
dass man die Situation von pflegenden Angehdrigen erleichtere und die Vereinbarkeit
von Erwerbstéatigkeit und Angehorigenbetreuung bzw. -pflege verbessere, weshalb auf
die Vorlage einzutreten sei, lautete der generelle Tenor der Rednerinnen und Redner
aller Ubrigen Fraktionen. Mit 128 zu 45 Stimmen bei 14 Enthaltungen trat der Nationalrat
denn auch auf die Vorlage ein, wobei eine Mehrheit der SVP-Fraktion aber auch eine
Minderheit der FDP-Fraktion gegen Eintreten stimmten; die Enthaltungen stammten
fast vollstandig aus der SVP-Fraktion.

In der Folge startete die grosse Kammer die Detailberatung, wobei zahlreiche
Minderheitsantrage vorlagen, von denen jedoch keiner erfolgreich war. Umstritten
waren etwa die kurzfristigen Absenzen. Die bundesratliche Botschaft sah hier einen
Anspruch auf einen bezahlten Urlaub von maximal drei Tagen pro Ereignis und zehn
Tagen jahrlich fur jene Zeit vor, welche «zur Betreuung eines Familienmitglieds, der
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners mit gesundheitlicher Beeintrachtigung
notwendig ist». Einer Minderheit Nantermod ging die Formulierung «eines
Familienmitglieds» zu weit, da damit auch entfernte Verwandte gemeint sein kénnten,
wie Regine Sauter (fdp, ZH) als Minderheitensprecherin ausfiihrte. Stattdessen sollten
nur Familienmitglieder in direkter Linie nach oben und unten Anspruch auf
entsprechenden Urlaub erhalten. Ausserhalb der SVP- und FDP-Fraktion stiess dieser
Antrag jedoch nicht auf Zustimmung und wurde mit dem Argument, dass damit den
modernen Familienkonstellationen keine Rechnung getragen wirde, abgelehnt. Mit
einem Appell an die Eigenverantwortung in der Aufteilung der Urlaubstage beantragte
eine Minderheit Bertschy (glp, BE) den Verzicht auf die Einschrénkung von drei Tagen
pro Ereignis, wahrend sie die jahrliche Obergrenze beibehalten wollte. Auch dieser
Antrag fand ausserhalb der SP-, Grinen und GLP-Fraktionen nur wenig Zuspruch und
wurde abgelehnt. Weiter lehnte der Nationalrat einen kompletten Verzicht auf die
jahrliche Bezugsgrenze von zehn Tagen (Minderheit Schenker: sp, BS) und die Kirzung
der jahrlichen Limite auf sechs Tage pro Jahr (Minderheit Herzog) ab.

Auch die bezahlte Betreuungszeit von 14 Wochen zur Pflege von schwerkranken oder
verunfallten Kindern flhrte zu Diskussionen. Eine Minderheit Graf Maya (gp, BL) storte
sich daran, dass die Betreuungszeit nur flr schwer beeintrachtigte Kinder gelten soll
und nicht auch fur andere Familienmitglieder und forderte deshalb eine entsprechende
Ausweitung. Schliesslich mussten in solchen Situation nicht nur Kinder betreut werden,
sondern auch erwachsene Angehorige. Einen Betreuungsurlaub von je 14 Wochen pro
Elternteil (statt je 7 Wochen) und somit eine Verdoppelung der Dauer des
Betreuungsurlaubs, um dem hohen zeitlichen Aufwand der Pflege gerecht zu werden,
forderte eine Minderheit Schenker. Eine Minderheit Heim (sp, SO) verlangte schliesslich
die Klarstellung, dass ein Ruckfall als neuer Krankheitsfall gghandhabt werden musse
und nicht dem vorangehenden zugerechnet werden dirfe. Auch diese
Minderheitsantrage fanden im Ratsplenum keine Mehrheiten.

Im Rahmen der Ausweitung der AHV-Hilflosenentschadigung auf weitere Personen
gestanden Bundesrat und Kommission Verwandten in auf- oder absteigender Linie
sowie Geschwistern, Ehegatten, Schwiegereltern, Stiefkinder und Lebenspartnerinnen
und -partnern einen Anspruch zu. Letztere mussten jedoch seit mindestens funf Jahren
ununterbrochen mit den Versicherten einen gemeinsamen Haushalt gefuhrt haben -
wogegen sich eine Minderheit Bertschy wehrte. Diese Frist von funf Jahren zur
Anerkennung des Konkubinats sei nicht mehr zeitgemaéss, da viele Paare sich schon vor
einem gemeinsamen Haushalt gegenseitig unterstitzten und spatestens nach der
Geburt eines gemeinsamen Kindes, wie die Minderheitensprecherin argumentierte. Sie
forderte daher die Anerkennung des Konkubinats bereits ab zwei Jahren oder bei
einem gemeinsamen Kind. Eine Minderheit Nantermod forderte hingegen die
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Streichung des gesamten Artikels und somit den Verzicht auf diese Ausweitung des
Anspruchs. Beide Minderheitsantréage wurden in der Folge vom Ratsplenum abgelehnt.
Die einzige Anderung am bundesratlichen Entwurf, welche das Ratsplenum guthiess,
war eine von der SGK-NR beantragte Erganzung der Voraussetzungen fir Minderjahrige
zum Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung. Gemass Bundesrat sollten
minderjahrige  Personen nur an denjenigen Tagen Anspruch auf eine
Hilflosenentschadigung erhalten, an welchen sie sich nicht in einem Heim aufhalten.
Die SGK-NR wollte hingegen auch minderjahrigen Personen in einer Heilanstalt
Anspruch gewéhren, sofern eine regelméssige Anwesenheit der Eltern sowohl
notwendig als auch tatsachlich erfolgt ist.

Mit 129 zu 48 Stimmen bei 7 Enthaltungen nahm der Nationalrat den Entwurf in der
Gesamtabstimmung an und schrieb zugleich stillschweigend die Postulate der SGK-NR
(Po. 13.3366) und von Stefan Miller-Altermatt (cvp, SO; Po. 16.3868) ab. ’

1) Beschlisse der Verwaltungsdelegation vom 12.12.17; LT, 30.11.17; Blick, LT, LZ, NZZ, TA, TG, 1.12.17; Blick, NZZ, TA, 2.12.17;
Blick, 4.12.17; AZ, Blick, LT, NZZ, TG, 5.12.17; AZ, LT, TA, 6.12.17; WW, WoZ, 7.12.17; So-Bli, 10.12.17; TG, 11.12.17; LT, 12.12.17; Blick,
TA, TG, WW, 14.12.17; LT, 16.12.17; AZ, Blick, LT, NZZ, TA, 18.12.17; BZ, BaZ, LT, TG, 19.12.17; WW, 17.5.18; NZZ, TA, 17.8.18; TA,
18.8.18; LT, 17.10., 10.11.18

2) AB NR, 2019, S. 239 ff.

3) AB NR, 2019, S. 1600 ff.; AB NR, 2019, S. 1849 ff; AB NR, 2019, S. 1909 f.; AB NR, 2019, S. 1994 f.; AB SR, 2019, S. 773 ff.; AB
SR, 2019, S. 950 ff.; AB SR, 2019, S. 983 ff.; AB SR, 2019, S. 999

4) BBI 2020, S. 975 f.; TG, 25.9.19; NZZ, TA, 27.9.19; APZ, 3.10.19; LT, 7.10.19; NZZ, TA, 8.10.19; TA, 9.10.19; Blick, 17.10.19; NZZ,
23.11.19; Blick, 19.12.19; AZ, NZZ, TA, 15.1.20; TA, 17.2.20

5) Abstimmungsmonitor FOG vom 23.9.20; Bericht zur Abstimmungsumfrage vom 16.9.20; Blick Online, 4.8.20;
Medienmitteilung BR vom 18.3.20; Medienmitteilung Tamedia vom 13.8.20; Medienmitteilung Tamedia vom 2.9.20; SRG-
Umfrage vom 14.9.20; SRG-Umfrage vom 27.9.20; NZZ, 16.6.20; So-Bli, 28.6.20; NZZ, TG, 4.7.20; SGT, 9.7.20; AZ,16.7.20; NZZ,
12.8.20; TA, 14.8.20; NZZ, ZGZ, 19.8.20; Lib, TA, 21.8.20; NZZ, 22.8., 24.8.20; TA, 25.8.20; WOZ, 27.8.20; TG, 29.8.20; AZ, LT,
Lib, NF, 31.8.20; NZZ, 3.9.20; AZ, CdT, LT, 4.9.20; LT, TA, 9.9.20; CdT, TZ, 10.9.20; CdT, 11.9.20; QJ, 12.9.20; TA, 15.9.20; AZ,
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